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Rolf Rosenbrock*

Arbeitszeitverkürzung und betriebliche 
Gesundheitspolitik
Überlegungen zur Verknüpfung zweier Themen

Die Dynamik der Entwicklung der 
modernen Volkskrankheiten ist unge­
brochen: Ein Drittel der Beschäftigten 
stirbt vor Erreichen des Rentenalters; 
ein Drittel scheidet wegen Frühinvalidi­
tät vorzeitig aus; und nur ein Drittel er­
reicht halbwegs gesund das Rentenalter. 
Der Gesundheitszustand der Bevölke­
rung insgesamt verschlechtert sich. Die 
wesentliche Rolle der Arbeitswelt bei der 
Verursachung kann ernsthaft nicht mehr 
bestritten werden. Das Gesundheitswe­
sen ist unfähig, Strategien gegen die ar­
beitsbedingten Ursachen dieser Entwick­
lungen zu entwerfen oder gar umzuset­
zen. All dies verweist auf das bedrohli­
che Potential ungelöster Probleme ge­
sundheitsbeeinträchtigender Arbeitsbe­
dingungen.

Gleichzeitig Hegen hier auch Mobilisie­
rungspotentiale, die im Rahmen der 35- 
Stunden-Kampagne noch nicht ausgelotet 
und erst recht noch nicht ausgeschöpft sind. 
Die stärkere Betonung von Aspekten aus 
dem Problemkrels der betrieblichen Ge­
sundheitspolitik im Kampf um die 35-Stun-

den-Woche könnte einerseits dieser Kam­
pagne größere gesellschaftliche Schubkraft 
verleihen und andererseits die Thematisle- 
rung arbeitsbedingter Gesundheitsproble­
me mit neuem Leben erfüllen. Der Nutzen 
könnte in Fortschritten auf beiden Feldern 
liegen. Dies klingt so einleuchtend, daß ge­
fragt werden muß, warum die Verknüpfung 
bislang nicht so recht funktioniert.

Der wesentliche Grund scheint mir dar­
in zu liegen, daß die ökonomische Krise und 
ihre politischen Ausdrucksformen die ar­
beitsbedingten Gesundheitsprobleme aus 
der öffentlichen und betrieblichen Wahrneh­
mung auszugrenzen droht.

Wenn daran politisch etwas geändert 
werden soll, müssen die Mechanismen be­
nannt werden, die die betriebliche Gesund­
heitspolitik unter doppelten Verdrängungs­
druck gesetzt haben: als Gesundheitspolitik 
unter dem Druck des Sozialstaatsabbaus 
mit seiner Individualisierung der Gesund­
heitsprobleme; als betriebliches Geschehen 
unter das Diktat von Arbeitsplatzangst und 
Kostendruck, die beide oft genug erpresse­
risch benutzt werden.

Gesundheitspolitik als Teil 
der Sozialpolitik

Gesundheitspolitik als Teil der Sozial­
politik hat es mit einer sehr tiefgreifenden 
Tendenzwende zu tun; Seit den Zeiten der 
Bismarckschen Sozialgesetzgebung gab es 
den Trend der Sozialpolitik, unfreiwillige 
Nlcht-Lohn-Arbeits-Phasen und -Rollen im 
Leben des einzelnen unabhängig Beschäf­
tigten und Im Leben seiner Familie gesell­
schaftlich (und das heißt hier: über Beiträge 
staatlich bzw. halbstaatlich) finanziell abzu­
sichern und durch öffentliche Kontrolle oder 
Organisation der Dienstleistungen der Aus­
nutzung von Notlagen vorzubeugen.

Diese Tendenz ist nunmehr program­
matisch ausdrücklich und an allen Ecken 
und Enden bereits auch praktisch gewen­
det: Die Privatisierung von Risiken und öf­
fentlichen Leistungen, die Individualisierung 
und damit Entpolitisierung von Notlagen wie 
Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit; ein 
krisenpolitisch zurechtgestutztes Subsidia- 
ritätsprinzip; private Arbeitsvermittlung,
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Streichung des Schüler-Bafög, Kürzung des 
Mutterschaftsgeldes, systematische Ver­
breitung von Rentenunsicherheit, offene 
Diskussion über Karenztage und Aus­
höhlung der Lohnfortzahlung; Senkung 
auch beim Existenzminimum der Sozialhilfe.

All dies sind Elemente der Aufkündi­
gung eines historischen Kompromisses, der 
wesentlich älter ist als die Bundesrepublik.
Er ist ziemlich genau 100 Jahre alt. Die 
Bezugnahme auf das 19. Jahrhundert mag 
dabei angesichts des weithin erreichten ho­
hen Niveaus der sozialen Sicherung zu­
nächst überraschen. Jedoch liegt ein Ziel 
der gegenwärtigen Tendenz offenbar in der 
Rückkehr zu Gestaltungsprinzipien der Ge- 
sundheits- und Sozialpolitik, wie sie vor Bis­
marck gegolten haben mögen. Dabei wer­
den auch gesundheitspolitisch offensichtlich 
unsinnige Maßnahmen (wie die „Selbstbe­
teiligung“ bei Krankenhausaufenthalt und 
Arzneimitteln) durchgesetzt, wenn sie nur 
dem Ziel (hier: Auflösung des Versiche­
rungsschutzes in der Gesetzlichen Kran­
kenversicherung durch das Sachleistungs­
prinzip) dienen.

Wenn der faktischen und ideologischen 
Offensive der Arbeitgeber und ihrer Verbän­
de und der derzeitigen Regierung etwas 
Wirksames entgegengesetzt werden soll, 
werden die Gewerkschaften nicht bei der 
Forderung nach „sozialer Ausgewogenheit“ 
der Kürzungen stehenbleiben dürfen. Die­
se Forderung schreibt die sozialen Un­
gleichheiten fest und ist deshalb nur schwer 
mit gewerkschaftlichem Denken in Einklang 
zu bringen.

Unter den gegenwärtig konkreten Be­
dingungen ist sie besonders verhängnisvoll: 
Wer nur „Ausgewogenheit“ fordert, stimmt 
mit den Leistungskürzern darin überein, daß 
zur Überwindung der Krise bei den Sozial­
leistungen gespart werden kann und muß. 
Dieser Logik folgend muß natürlich desto 
mehr gespart werden, je tiefer die Krise ist. 
Da wir es gegenwärtig, für jeden erfahrbar, 
mit einer ernsten Krisis zu tun haben, würde 
die derzeitige Regierung -  auch und gerade 
in der Logik ihrer scheinbar schärfsten Kriti­
ker -  dann richtig handeln, wenn sie „tiefe 
Schnitte“ ins soziale Netz macht. Die 
grundsätzliche Schwäche der Argumenta­
tion liegt zum einen darin, daß Streichungen 
im Sozialbereich eben nicht mit steuerlichen 
Mehrbelastungen bei den oberen Einkom­
mensschichten oder Kürzungen von einigen 
Subventionen gleichgesetzt werden kön­
nen. Sie nehmen, wie schon am Sozial- 
staafsgebot des Grundgesetzes ablesbar, 
einen höheren Rang ein. Zum anderen wird 
auch regelmäßig „übersehen“ , daß staatli­
che Sozialleistungen Nachfrage schaffen, 
somit auch die Binnenkonjunktur stärken 
und damit einen Beitrag zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit leisten.

Solange die materielle und ideologi­
sche Offensive wegen Gesundheits- und 
Sozialleistungen nicht gebrochen ist, blei­
ben auch die betrieblichen Sozial- und Ge­
sundheitsleistungen unter starkem Druck, 
der, weil er sich auch in Einschüchterung

„Stehen bleiben und 
die Finger weg, Mann! 
Wollen Sie mich 
ruinieren?”

der Beschäftigten auswirkt, auch den Auf­
bau von Gegenwehrpotentialen erschwert.

Gesundheitsschutz und 
Wirtschaftskrise

Als betriebliches Geschehen unterliegt 
Gesundheitsschutz in der Wirtschaftskrise zu­
sätzlich zu der ohnehin wirksamen Macht- 
Asymmetrie im Betrieb einer ganzen Reihe 
von einschränkenden Faktoren. Diese las­
sen die Durchsetzung gesundheitsbezoge­
ner Forderungen im Betrieb oft genug un­
möglich erscheinen, während die gesund­
heitliche Bedrohung gleichzeitig zunimmt.

So ist zum Beispiel die Angst um den 
Arbeitsplatz zunächst einmal eine eigen­
ständige Belastungsdimension. Sie tritt zur 
Wirkung physikalischer, chemischer oder 
psychomentaler Belastungen nicht einfach 
hinzu, sondern kann diese in ihrer Wirkung 
vervielfachen. Dieser Faktor wirkt in einer 
Lage, in der gesundheitliche Zumutungen 
ohnehin auch über das normale, die Ge­
sundheit bereits gefährdende Maß hinaus 
hingenommen werden. Häufig werden ge­
sundheitsriskante Belastungen nicht einmal 
mehr thematisiert. Zahlreiche Berichte aus 
den Betrieben zeigen, daß die arbeitsmarkt­
bedingte Schwäche der Beschäftigten von 
der Unternehmerseite dazu genutzt wird, 
sogar solche staatlich normierten Sicher- 
heits-, Humanitäts- und Zumutbarkeitsstan­
dards auf breiter Front zu unterschreiten, die 
eindeutig meßbar und zuordnungsfähig ge­
regelt sind.

Während die staatlichen Schutzmecha­
nismen für die Gesundheit der Beschäftig­
ten oft nicht mehr greifen, werden gleichzei­
tig -  über Änderung der Vorgabezeiten, 
willkürliche Abgruppierungen und Maßnah­
men der Arbeitsintensivierung -  die Lei­
stungsstandards gesteigert, ohne daß dies 
durch gesundheitsbezogene Überlegungen 
ernsthaft gebremst würde. Das geschieht in 
einer Phase, die durch das Auftreten neuer 
und schwer zu erfassender Belastungen in­
folge neuer Technologien gekennzeichnet 
ist. Die gesundheitlichen Folgen des 
schnellen Arbeitsplatz-Wandels infolge von 
Rationalisierung und neuen Technologien 
werden gesundheitspolitisch kaum bear­
beitet.

Die Zähne zusammenbeißen
Selbst in den Betrieben, in denen das 

interessenpolitische Niveau der Belegschaft 
relativ hoch ist, erweist sich der etablierte 
Weg der Gegenwehr oft als versperrt: Die 
Vertretungsorgane der Belegschaft -  ohne­
hin strukturell überlastet -  haben unter den 
Bedingungen der Massenarbeitslosigkeit 
andere Prioritäten: Gesundheitsprobleme 
treten gegenüber der aktuellen Angst um die 
Arbeitsplätze in den Hintergrund. Daß damit 
tendenziell die immer jüngeren Frührentner 
von morgen und übermorgen produziert 
werden, wird verdrängt.

Dies alles produziert beim einzelnen 
Beschäftigten leicht ein Gefühl des „hilflosen 
Ausgeliefertseins“ . Ohne eigene produktive 
Handlungsmöglichkeiten. Dieses Gefühl ist 
seinerseits eine eigenständige psychomen­
tale Belastungsdimension, die die gesund­
heitliche Wirkung der ohnehin vorhandenen 
Belastungen erheblich verschärfen kann.
Die dem einzelnen Beschäftigten verblei­
benden Handlungsmöglichkeiten („Zähne 
zusammenbeißen“ , „Durchhalten“ , indivi­
duelle Ausweichstrategien) sind gesund­
heitlich durchweg kontraproduktiv. Sie tra­
gen auch dazu bei, die Sichtweise von der 
„Selbstverschuldung“ und der „eigenen 
Schwäche“ in bezug auf Gesundheitspro­
bleme zu verstärken. Damit tragen sie zur 
Umkehrung der gesellschaftlichen Verant­
wortlichkeit bei.

Die dem gesetzlichen Auftrag nach zur 
Abwehr gesundheitlicher Gefahren gestell­
ten professionellen Arbeitsschützer (Sicher­
heitsfachkräfte und Betriebsärzte) bilden 
hier kaum ein ernsthaftes Gegengewicht. 
Stehen sie schon unter Normalbedingungen 
unter dem ständigen Sog, ihre Handlungen 
und Unterlassungen im Betrieb mit den Er­
wartungen und Wünschen des Manage­
ments in Einklang zu bringen, so sehen sie 
sich in der Krise verstärkt unter offenem 
Druck, sowohl ideologisch als auch faktisch 
einen Beitrag zur „Tendenzwende im Be­
trieb“ zu leisten.

Ideologisch läuft dies über die Wieder­
belebung längst überwunden geglaubter 
Konzepte der individuellen Schuldzuwei­
sung auch bei arbeitsbedingten Erkrankun­
gen, der Verbreitung eines Klimas von So­



zialdarwinismus und der Diffamierung der 
Inanspruchnahme von Rechten als „An­
spruchshaltung“ bzw. „Mißbrauch“ .

Praktisch läuft dies über die Verschär­
fung der Personalauslese durch Einstel­
lungsuntersuchung und Entlassungsselek­
tion.

Besonders die Betriebsärzte sind um 
so eher zu solchem Verhalten zu gewinnen, 
als sie ihrerseits im härter werdenden Wett­
bewerb um die wohldotierten arbeitsmedizi­
nischen Betreuungs-Verträge mit den Un­
ternehmen stehen. Bei der Konkurrenz auf 
diesem Markt geht es keineswegs nur um 
den Preis der Einsatzstunde des Betriebs- 
arztes, sondern auch um die Vereinbarkeit 
der angebotenen Leistungen mit den Wün­
schen bzw, Erwartungen des Managements 
(Rosenbrock 1982).

Fazit: Das Thema „Gesundheit im Be­
trieb“ droht unter den gesellschaftlichen 
und betrieblichen Druck auf die Gesund­
heitspolitik zu einem Un-Thema zu werden. 
Was der rücksichtslosen Vernutzung der Ar­
beitskraft Tor und Tür öffnen würde.

Es geht auch anders
Freilich gilt diese Aussage nicht durch­

gängig: Es gibt wenige, aber perspektivisch 
ungemein wichtige Ausnahmen. Dabei han­
delt es sich um Betriebe mit hohem Niveau 
der betrieblichen Interessenvertretung. Be­
triebe, in denen der Zusammenhang zwi­
schen Gesundheit und den betriebspoliti­
schen Austausch- und Konfliktbeziehungen 
bei den Beschäftigten und ihren Vertre­
tungsorganen bewußt und präsent ist. Meist 
auf Basis langjähriger gewerkschaftlich-be­
triebspolitischer Qualifizierungsarbeit. In 
solchen Betrieben hat das Gesundheitsthe­
ma eine gewisse Krisenresistenz entwickelt, 
kann von einer „relativen Autonomisierung 
des Themas .Arbeit und Gesundheit' “ ge­
sprochen werden.

Abgesehen von dieser Minderheit aus 
besonders aktiven Betrieben muß festge­
stellt werden, daß die Wirtschaftskrise nicht 
ohne Effekt geblieben ist, Probleme der Ge­
sundheit werden gegenwärtig -  gemessen 
an ihrer realen Bedeutung -  beunruhigend 
wenig über die vorhandenen Strukturen von 
Betriebsrat und Gewerkschaften themati­
siert. Die Gründe hierfür, dies wurde ge­
zeigt, können diesen nicht angelastet 
werden.

Auf der anderen Seite sprechen zahl­
reiche Indizien für ein hohes Problembe­
wußtsein bei sehr vielen Beschäftigten, die 
bei Diskussionen über Arbeitszeitverkür­
zung gerade die Gesundheitsargumente 
sehr hoch gewichten. Eine Chance zur Ver­
stärkung der Bewegung für die 35-Stunden- 
Woche würde darin bestehen, dieses über­
schießende Gesundheitsbewußtsein der 
Beschäftigten produktiv aufzunehmen.
Denn es kann ja kein vernünftiger Zweifel 
daran bestehen, daß die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit gesundheitsentlastend 
genutzt werden kann. Das betrifft 
nicht nur die Verminderung von Unfallgefah­
ren, für die ein Betriebsrat den klassischen 
Merksatz prägte: „Körperliche Abwesenheit

ist besser als Geistesgegenwart“ . Das be­
trifft die Expositionsdauer für Streß, Lärm, 
Schadstoffe, Monotonie und so weiter und 
so fort. Das betrifft die Vergrößerung der 
eigenen Zeit und der wachsenden Möglich­
keit, Gesundheitsbelastungen aus der Ar­
beit durch interessenbezogene Aktivitäten 
zu kompensieren. Wenn -  und das ist eine 
notwendige Nebenbedingung -  Arbeits­
zeitverkürzung streßneutral realisiert wird, 
wenn der Entlastungseffekt also nicht durch 
Leistungsverdichtung und weitere Schlie­
ßung der „Poren des Arbeitstages“ aufge­
zehrt wird, ist sie auch ein direkter Beitrag 
zur Gesundheitspolitik. Wo die Thematisie- 
rung dieses Zusammenhanges wegen der 
Folgen der Wirtschaftskrise unterbleibt oder 
nur schwach ausfällt, kann dieses Defizit mit 
aufbereiteten Fakten und guten Argumenten 
zumindest teilweise ausgeglichen werden.

Arbeitszeitverkürzung ist 
Gesundheitsschutz

Die WSI-Projektgruppe „Humanisie­
rung der Arbeit“ hat gerade eine sehr gut 
handhabbare Zusammenstellung zum The­
ma „Arbeit macht krank“ herausgegeben 
(WSI 1983). Auf ältere Ergebnisse wie z. B. 
die Umfrage „Werktage müssen menschli­
cherwerden“ (IGM 1979) kann ebenso zu­
rückgegriffen werden, wie auf Untersuchun­
gen über die Struktur gesundheitsbeein­
trächtigender oder einfach inhumaner Ar­
beitsbelastungen (IAB 1981) infolge von Ra­
tionalisierungen (IGM 1983) oder belasten­
de Arbeitszeitregelungen (PROSA 1981).

Wenn die bekannten Fakten und Zu­
sammenhänge zum Ausgangspunkt ge­
nommen werden, auf betrieblicher und re­
gionaler Ebene den Zusammenhang zwi­
schen Arbeitswelt und Gesundheit als Pro­
blem zu benennen, dann können der gewal­
tigen Ideologieproduktion aus dem Unter­
nehmerlager die bescheidenen, aber auf 
Dauer wirksameren Mittel der sachlichen 
Aufklärung entgegengesetzt werden. Wenn 
das vorhandene Bewußtsein der Gefähr­
dung von Gesundheit durch betriebliche Ar­
beitsbedingungen und Arbeitszeitregelun­
gen mobilisiert werden soll, können nicht 
nur breite Umfragen einen Beitrag leisten, 
sondern auch z. B. Reihenuntersuchungen, 
wie sie 1979 von sechs hessischen Be­
triebskrankenkassen durchgeführt wurden: 
Von den 3450 untersuchten, angeblich ge­
sunden Mitgliedern wurden 2760 (= 80 vH) 
zum Arzt geschickt, 103 wurden ins Kran­
kenhaus eingewiesen, in 724 Fällen war ein 
Aufenthalt im Sanatorium oder Erholungs­
heim erforderlich (LdB 1979).

Niemand kann auch die Selbstverwal­
tung von Krankenkassen daran hindern, auf 
betrieblicher und überbetrieblicher Ebene 
(anonymisierte) Informationen über den 
konkreten Zusammenhang von Arbeitsbela­
stungen und Erkrankungsrisiken zu produ­
zieren und auch zu publizieren (BdB 1981,
1982). Hier liegen bislang weitestgehend 
ungenutzte Handlungsmöglichkeiten für die 
gewerkschaftlich organisierten Versicher­
tenvertreter in der Selbstverwaltung der 
GKV. Auch können Möglichkeiten geprüft

werden, das Thema „Arbeit und Gesund­
heit“ mit Strategien und Kampagnen der 
Unternehmerseite zu verbinden. Wo dies 
gelingt, können die Antriebskräfte der Un­
ternehmerseite ohne größeren eigenen Auf­
wand benutzt und zugleich eventuell bela­
stungsverschärfenden Absichten die Spitze 
genommen werden. Ein Beispiel hierfür 
könnte die Forderung sein, Werkstattzirkel 
(quality clrcies) nur dann einzurichten, wenn 
dort, unter entsprechender Beteiligung des 
Betriebsrats, neben Problemen der Produk­
tivität und der Qualitätssicherung minde­
stens gleichgewichtig Probleme der gesund­
heitsgerechten Gestaltung der Arbeitsbe­
dingungen (unter Einbeziehung der psycho- 
mentalen Belastungen) behandelt werden. 
Diese Forderung ist auch deshalb so plausi­
bel, weil die Konstruktionsprinzipien der 
quality circles -  sicher nicht zufällig -  weit­
gehend den Prinzipien der Mobilisierung der 
Beschäftigten für ihre Gesundheitsinteres­
sen in der italienischen Arbeitermedizin ent­
sprechen.

Der Tendenz zur De-Thematisierung 
von „Arbeit und Gesundheit“ kann begeg­
net werden, wenn verstärkt auf solche An­
satzpunkte, die verschiedene Problembe­
reiche miteinander verknüpfen, geachtet 
wird.
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